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Fachbereich 60 Gifhorn, 17.02.2026 
60/233005-2022/0003 
 
 
 
 
Büro des Bürgermeisters 
über Stadtbaurat 
 
 
 
 
Beantwortung von Anfragen 
 
 
hier: Anfrage von Herrn Rösemann vom 08.12.2025 zur Beantwortung in der Ratssitzung 
 
 
 
1. Sachstand und schriftliche Stellungnahme 
 
1.1. Warum liegt bislang keine schriftliche, rechtsverbindliche Stellungnahme der Stadtver-

waltung zu den Feststellungen des Zwischenberichts (Dez. 2024) und des 2. Prüfungsbe-
richts (19. März 2025) vor? 

 
Antwort: 
In den durch das RPA erstellten beiden Berichten, Stand 30.05.2024 und 19.03.2025, ist 
die Weitergabe ausdrücklich untersagt worden. Verwaltungsseitig lagen diese zunächst 
ausschließlich einem sehr eng begrenzten Personenkreis vor. Erst am 19.01.2026 wurden 
sie weiteren Personen, wie der Leitung des mit der Thematik hauptsächlich befassten 
Fachbereiches Bauverwaltung und der Leitung des Fachbereiches Finanzen vom RPA für 
den internen Gebrauch übersandt. Eine fachliche Einordnung und inhaltliche Spezifika-
tion sind valide erst seit diesem Zeitpunkt überhaupt möglich. 

 
1.2. Welche internen Prozesse verhindern die zeitnahe Erstellung einer solchen Stellung-

nahme? 
 

Antwort: 
siehe vorherige Antwort 

 
1.3. Warum wird der Rat seit fast einem Jahr nicht kontinuierlich zum Sachstand Mühlenmu-

seum informiert? 
 

Antwort: 
In den regelmäßig stattfindenden Sitzungen des Gestaltungsbeirates wurde über die ge-
samte Vertragslaufzeit des Betreibervertrages u. a. über finanzielle Themen und Preis-
entwicklung berichtet bzw. es gab einen Austausch zu den Themen. 
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Bzgl. der beiden o. g. Berichte des RPA konnte aufgrund der erst am 19.01.2026 erfolg-
ten Übergabe an den o. g. Personenkreis keine Information in Bezug auf die Inhalte der 
Berichte erfolgen.  
 

1.4. Liegen Mängel in der Weiterleitung von Informationen an den Rat vor? Wenn ja, wie 
werden diese Mängel zukünftig behoben? 

 
Antwort: 

 Aus Sicht der Verwaltung ist der Informationsfluss nicht ohne Mängel. Zukünftig wird zu-
ständigkeitshalber im neu eingerichteten Sonderausschuss berichtet. 

 
2. Personelle Besetzung 

 
2.1.Offenbar gab es von Beginn an in der Verwaltung keine explizit dafür zuständigen perso-

nellen Ressourcen für das Projekt Mühlenmuseum. Hielt der Bürgermeister diese nicht für 
erforderlich oder warum wurden keine personellen Ressourcen für das Projekt bereitge-
stellt? 

 
Antwort: 
Nach dem Kauf des Mühlenmuseums und dem Abschluss des Betreibervertrages wurde 
mit Blick auf die finanziellen und personellen Auswirkungen auf den städtischen Haushalt 
seitens der Verwaltung vorerst die zusätzlichen Aufgaben durch Priorisierung innerhalb 
des Fachbereiches mit dem vorhandenen Personal bearbeitet. Dieses Vorgehen wurde 
fortlaufend evaluiert. Im zweiten Jahr nach Aufnahme des Betriebes durch den derzeiti-
gen Betreiber erfolgte die Aufnahme in den Stellenplan. 

 
2.2.Wie bewertet der Bürgermeister die fehlenden personellen Ressourcen und/oder klaren 

Zuständigkeiten vor dem Hintergrund seiner Organisationsverantwortung für die Verwal-
tung aus aktueller Sicht? 

 
Antwort: 
Der Bürgermeister bewertet das Vorgehen in Bezug auf den Einsatz der personellen Res-
sourcen als angemessen. Im Verlauf des Gesamtprozesses wurden dienstliche Abläufe 
hinsichtlich des Personaleinsatzes evaluiert und bedarfsorientierte Anpassungen vorge-
nommen. Die Zuständigkeiten innerhalb der Verwaltung werden als eindeutig bewertet.  

 
2.3. Welche Stellen im Fachbereich Liegenschaften und im Ingenieurbereich sind derzeit va-

kant, ausgeschrieben oder bereits besetzt? Bzw. wann ist mit einer endgültigen Beset-
zung bisher nicht besetzter Stellen in diesem Bereich zurechnen? 

 
Antwort: 
Im Stellenplan 2025 sind für den Fachbereich Bauverwaltung insgesamt 1,5 vollzeitäqui-
valente Stellen zusätzlich ausgewiesen. 
Für den Bereich Liegenschaften wurde das Auswahlverfahren für eine halbe vollzeitäqui-
valente Sachbearbeitungsstelle im September 2025 abgeschlossen. Die Stelle wurde zum 
01.01.2026 besetzt. Das Auswahlverfahren für eine vollzeitäquivalente Ingenieurstelle ist 
ebenfalls abgeschlossen. Die Stelle ist seit dem 01.02.2026 besetzt. 
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3. Kontroll- und Informationsmechanismen 
 
3.1.Welche konkreten organisatorischen Veränderungsnotwendigkeiten innerhalb der Ver-

waltung leitet der Bürgermeister aus den seitens des Rechnungsprüfungsamtes festge-
stellten, zum Teil systemischen Mängeln innerhalb der Verwaltung ab? 

 
 Antwort:  

Es bestehen keine systemischen Mängel. Mit der Haushaltsanmeldung 2025 ist sowohl 
eine personelle Aufstockung, wie auch die gesonderte Ausweisung von Haushaltsmitteln 
zusätzlich zum regulären Bauunterhaltungsbudget seitens der Verwaltung erfolgt. Des 
Weiteren wurde organisatorisch eine Beschäftigte als zentrale Hauptansprechpartnerin 
(„Projektleiterin“) eingesetzt. 
 

3.2.Welche konkreten Schritte wurden seither und wann eingeleitet, um die Probleme abzu-
stellen? 

 
 Antwort: 

siehe vorherige Antwort  
 
3.3.Wie soll künftig eine regelmäßige, verbindliche Information des Rates über den Stand des 

Mühlenmuseum-Projekts sichergestellt werden (z. B. Arbeitskreis, Quartalsberichte)? 
 
 Antwort: 

In Ergänzung zu der durch den Rat der Stadt mit der Vorlage X/0407 beschlossenen Ein-
richtung eines Gestaltungsbeirates wurde mit der Vorlage X/1119 die Einrichtung eines 
Ausschusses Mühlenmuseums beschlossen. Dieser soll künftig eine kontinuierliche Ein-
bindung der Ratsmitglieder zu Belangen des Mühlenmuseums sicherstellen. 

 
3.4.Wurden Mängel innerhalb der Verwaltung unabhängig vom Prüfbericht, also davor schon 

identifiziert? Wenn ja, wann und welche? Was wurde seither unternommen? 
 
 Antwort: 
 siehe Antwort 3.1 
  
3.5.Gab es interne Hinweise auf Probleme vor dem Bekanntwerden des Prüfberichtes? Wenn 

ja, wann? Und wie wurde darauf reagiert? Welche Maßnahmen wurden eingeleitet? 
  
 Antwort: 
 Seit Vertragsbeginn mit dem Mühlenmuseum und dem anschließenden Betriebsstart 

stand die Verwaltung im engmaschigen Austausch mit dem Betreiber. Dies erfolgte mit 
den zuständigen Fachbereichen und dem Verwaltungsvorstand. Im Rahmen dieser Dia-
loge und dem weiteren Fortbestand des Mühlenmuseums sind nach erfolgter verwal-
tungsseitiger Evaluation die bereits benannten Personalveränderungen, haushalterischen 
Anpassungen und organisatorischen Modifikationen erfolgt. 

 
3.6. Wie ist der aktuelle Stand der internen rechtlichen Aufarbeitung? Was ist hierfür der Zeit-

plan? 
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 Antwort: 
Im Anschluss an den zweiten Prüfungsbericht des RPA wurde seitens der Verwaltung im 
September 2025 eine externe Rechtsanwaltskanzlei beauftragt, um den Sachverhalt er-
gänzend juristisch zu prüfen und zu bewerten. Diese Prüfung dauert zurzeit noch an, so-
dass noch keine Informationen hierzu weitergegeben werden konnten, vgl. auch Bericht 
der Verwaltung hierzu in der VA-Sitzung am 11.12.2025. 
 

4. Projektsteuerung seitens der Stadt 
 
4.1. Wer ist für die Behebung der im Bericht der Rechnungsprüfungsamtes festgestellten 

Mängel verantwortlich? 
 

Antwort: 
Die Verwaltung ist zuständig. 

 
4.2. Gibt es klare Zuständigkeiten und Zeitpläne für die Umsetzung der daraus folgenden not-

wendigen Maßnahmen? 
 

Antwort: 
 Die Zuständigkeiten sind klar geregelt. Bereits im April 2025 ist durch die Verwaltung die 

Modifizierung einer Stellenbeschreibung (Übernahme Hauptansprechpartner Mühlen-
museum) inkl. dem anschließenden Stellenbewertungsverfahren erfolgt. Des Weiteren 
wurde die Besetzung der im Stellenplan 2025 zusätzlichen halben Stelle zur Schaffung 
entsprechender Kapazitäten zum 01.01.2026 abgeschlossen.  

 
4.3. Wer überwacht die Umsetzung dieser Maßnahmen und wie wird der Stadtrat und die Öf-

fentlichkeit darüber informiert? 
 
 Antwort: 
 Die Verwaltung wird über weitere Maßnahmen in den zuständigen Gremien berichten. 
 
5. Auftragsvergabe 
 
Stellungnahme der von der Stadt Gifhorn beauftragten Fachanwaltskanzlei für Vergaberecht 

als einleitende Stellungnahme zum Punkt Auftragsvergaben: 
Zitat: 
„Vier zentrale Aspekte sind in jeder Analyse zu beachten: 
 

• Erstens ist für die Wahl der Vergabeart nicht die Abrechnungssumme, sondern der 
voraussichtliche Auftragswert zum Zeitpunkt der Vorbereitung der Vergabe maßgeb-
lich. Die spätere Abrechnungssumme ist vergaberechtlich ohne Relevanz. 

 

• Zweitens bewegt sich der überwiegende Teil der Auftragswerte zum Zeitpunkt der 
Vergabe in einer Größenordnung, bei der der Aufwand für die Durchführung formaler 
Vergabeverfahren völlig außer Verhältnis zum Auftragswert steht. Die aktuelle Wert-
grenzenverordnung Stand 2025 bestätigt mit ihrer Heraufsetzung der Wertgrenzen 
diese strukturelle Überlegung. 
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• Drittens muss jede Vergabestelle froh sein, überhaupt Auftragnehmer zu finden, die 
(auf Zuruf) Leistungen ausführen, die Dritte begonnen und nicht vollendet haben und 
/ oder für die es keine Bestands- und Revisionsunterlagen gibt (z. B. Elektro) oder die 
zur Sicherung des Betriebes des Mühlenmuseums unausweichlich gewesen sind (u. a. 
Notmaßnahmen zur Gefährdungsabwehr, Brandschutz, Umweltschutz). 

 

• Viertens ist ein formales Vergabeverfahren kein Selbstzweck. Wenn wie im konkreten 
Projekt transparent ist, dass die Leistungen schnell und zwingend erforderlich waren, 
und die Stadt Gifhorn sie zum Marktpreis eingekauft hat, reduziert sich ein Vergabe-
verfahren auf pure Förmelei.“ 

Zitat Ende. 
 
5.1. Nach Angaben des Rechnungsprüfungsamtes wurden 30 Einzel- und Teilaufträge im 

Wege der Direktvergabe und damit unter Missachtung des Vergaberechts vergeben. Die 
Rechnungssumme für diese 30 Aufträge belief sich auf ca. 1,3Mio. €. Sind derartige Ver-
stöße gegen das Vergaberecht seitens der Verwaltung der Stadt Gifhorn üblich? Wenn 
nein, warum wurde in diesem Falle anders verfahren? 

 
 Antwort: 
 
Die in der Frage benannte Summe von ca. 1,3 Mio € ist seitens des Fachbereiches Bauverwal-
tung nicht eindeutig nachvollziehbar; es ist zu vermuten, dass dort auch weitere Leistungen, 
wie z. B. Telefon, Winterdienst etc. enthalten sind.  
 
Laut Betreibervertrag ist das Betriebskonzept mit Gastronomie und Küche im Trachtenhaus 
Vertragsbestandteil. V+T hat seit Vertragsbeginn am 01.01.2023 versucht, die Küche in Be-
trieb zu nehmen. Dies war unter den vorgefundenen Rahmenbedingungen überhaupt nicht 
möglich. V+T begann somit mit ersten Reparaturarbeiten, welche schnell den für den Be-
reich kalkulierten Betrag erreichten. 
 
Die Mängel waren so umfangreich, dass eine grundhafte Erneuerung des gesamten Berei-
ches erforderlich war. Dies betraf u.a. die viel zu gering bemessene Leistung der Elektroan-
lage, veraltete und nicht zulässige Installation der Elektroanlage, fehlende Küchenabluft, 
Brandschutzeinrichtungen, unzulässige bzw. nicht ausreichende Trinkwasserleitungen, Ab-
wasserleitungen, Bodeneinläufe, Wasserenthärtung sowie Abdichtung zu Wänden und Bö-
den. Ebenso war kein Fettabscheider vorhanden. Insbesondere im technischen Bereich lagen 
Gefährdungen beim sicheren Betreiben des Gebäudes vor. 
 
Das Mühlenmuseum hat den Betrieb an Pfingsten 2023 aufgenommen. Aufgrund der fortge-
schrittenen Zeit im Jahr und vor dem Hintergrund der Tatsache, dass ein Betrieb des Müh-
lenmuseums ohne leistungsfähige Gastronomie und ohne leistungsfähigen Eventbereich 
(Dorfplatz als Besuchermagnet) nicht wirtschaftlich bis unmöglich ist, erfolgte die städtische 
Unterstützung bzw. die Übernahme von Sanierungsarbeiten der Küche und zur Medienver-
sorgung des Dorfplatzes. Die Erneuerung von Gas- und Stromleitungen war die Vorausset-
zung, um einen Küchenbetrieb überhaupt zu ermöglichen. Somit bestand die Notwendigkeit 
und Dringlichkeit schnellstmöglich eine funktionierende Küche an den Start zu bekommen. 
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Die Beauftragungen erfolgten im Wesentlichen parallel zur Planung. Somit war zum Zeit-
punkt der Auftragserteilung meist nicht mal im Entferntesten der gesamte Leistungsumfang 
erkennbar. Teilweise ist der tatsächlich notwendig gewesene Umfang bereits begonnener 
Arbeiten, insbesondere im technischen Bereich, erst nach Freilegen der Einbausituation er-
kennbar geworden und ließ sich erst dann in Leistungspositionen oder Angebote erfassen. 
Bis zu diesem Zeitpunkt musste die Abrechnung zum Stundennachweis, analog zur Planungs-
unterstützung, erfolgen. 

 
Die Stadt Gifhorn hat die Auftragnehmer auf Grundlage deren Fachkompetenz, ihrer kurzfris-
tigen Verfügbarkeit, ihrer bekannten Zuverlässigkeit und ihrer Zusage, in diesen komplexen 
Rahmenbedingungen überhaupt Leistungen zu marktüblichen Konditionen auszuführen, aus-
gewählt.  
 
Unter Betrachtung der aktuellen Wertgrenzenverordnung wäre ein wesentlicher Teil der da-
maligen Vergaben selbst ohne zusätzliche Begründungen und Erläuterungen statthaft gewe-
sen. Die aktuelle Wertgrenzenverordnung hat die von der Landesregierung als praxisfremd 
und hemmend erkannten früheren Wertgrenzen im Sommer 2025 beseitigt.  
 
5.2. Hat der Verwaltungsvorstand seine Zustimmung oder Einwilligung in die rechtswidrige 

Vergabe erteilt und wenn ja, wer? 
 
 Antwort: 
 Der Vorstand hat zugestimmt, bei der Herstellung eines funktionierenden Küchenbetrie-

bes zu unterstützen. Unter Berücksichtigung vorgenannter Begründungen ist die Beurtei-
lung „rechtswidrige Vergaben“ nicht zutreffend. 

 
5.3. Auf welche Weise hat der Bürgermeister sichergestellt, dass das Vergaberecht seitens 

der Stadt künftig eingehalten wird bzw. mit welchen konkreten Maßnahmen wird er die-
ses sicherstellen? 

 
 Antwort: 
 siehe vorherige Antwort.  
 
5.4.Warum wurde es unterlassen, die vergebenen Aufträge dem Fachbereich Rechnungsprü-

fung vorab zur Zuschlagsprüfung vorzulegen? 
 
 Antwort: 
 Aufgrund der hohen Brisanz bzw. Wichtigkeit des Gesamtprojektes war der Vorstand in 

die notwendigen Maßnahmen involviert. Offensichtlich ist die erforderliche Vorlage an 
das RPA vor Zuschlagserteilung wegen eines Kommunikationsdefizites zwischen Fachbe-
reich 60 und dem Vorstand unterblieben. Die jeweils Verantwortlichen haben die Sach-
verhalte aufgearbeitet. Der Bürgermeister hat die jeweiligen Verantwortlichen nochmals 
auf ihre Kooperationspflicht hingewiesen. Zukünftig wird sichergestellt, dass Auftrags-
vergaben im definierten organisatorischen Rahmen ablaufen. 

 
5.5.Offenbar wurden mehrfach auch größere Aufträge mündlich und damit unter Verstoß ge-

gen das Gebot der Schriftform bei Auftragsvergaben erteilt. In welcher Weise stellt der 
Bürgermeister sicher, dass künftige Auftragsvergaben ausschließlich schriftlich erfolgen? 
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 Antwort: 
 Einzelne Aufträge sind abweichend von geltenden Vorschriften, insbesondere die ex-

terne Unterstützung im Bereich Planung, nur mündlich sowie per Mail erteilt worden. 
Hier hat der Bürgermeister noch einmal alle Akteure explizit auf das Erfordernis der 
schriftlichen Beauftragung hingewiesen. 

 
6. Verstoß gegen das Budgetrecht des Rates 
 
6.1.Welche finanziellen Mittel sind für die Behebung der im Bericht des Rechnungsprüfungs-

amtes genannten Mängel bereitgestellt? In welchem zeitlichen Rahmen sollen die Män-
gel behoben werden? 

 
 Antwort: 
 Im Haushaltsjahr 2025 standen im Bauunterhaltungsbudget 220.000, - € für das Mühlen-

museum zur Verfügung. Die Höhe der Summe fußt auf den von PWC im Rahmen des An-
kaufs ermittelten Zahlen unter Berücksichtigung zwischenzeitlich stattgefundener Preis-
steigerungen. Mit Besetzung der Ingenieurstelle im FB 60 zum 01.02.2026 erfolgt in ei-
nem ersten Schritt eine detaillierte Bestandsaufnahme (Zustandsprotokoll). Im Anschluss 
bzw. parallel werden die dabei identifizierten Mängel bzw. durchzuführenden Arbeiten 
nach Priorität abgearbeitet oder für die kommenden Haushaltsjahre eingeplant. 

 
6.2.Gibt es eine detaillierte Kostenaufstellung für die notwendigen Maßnahmen? 
 
 Antwort: 

siehe vorherige Antwort 
 
6.3. Wie werden diese Mittel finanziert und welche Auswirkungen hat dies auf den Haushalt 

der Stadt Gifhorn? 
 
 Antwort: 
 Die finanziell notwendigen Mittel stehen im Haushalt der Stadt Gifhorn zur Verfügung, 

aufgegliedert nach Aufwand und Investitionen. 
 
6.4. Das Rechnungsprüfungsamt listet 3 Fälle auf, in denen auf einen Beschluss des Verwal-

tungsausschusses über die Auftragserteilung im Wert von mehr als 100.000 € verzichtet 
wurde? Warum wurde darauf verzichtet, eine Entscheidung des Verwaltungsausschusses 
herbeizuführen? 

 
 Antwort: 
 Zu Beginn des Gesamtsanierungsprozesses war der Umfang der Maßnahmen nicht er-

kennbar und dass sich daraus die Notwendigkeit eines politischen Beschlusses für ein-
zelne Auftragsvergaben ergeben würde.  
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6.5.Wer hat in den genannten Fällen entschieden, dem VA sein Entscheidungsrecht vorzuent-

halten? Hatte der Bürgermeister davon Kenntnis? Wenn nein, warum nicht? 
 

Antwort: 
 siehe vorherige Antwort  
 
6.6.In 11 Fällen wurde seitens der Verwaltung pflichtwidrig darauf verzichtet, dem Rat der 

Stadt über Auftragsvergaben zu unterrichten. Warum wurde darauf verzichtet und wer 
hat entschieden, auf die vorgeschriebene Unterrichtung des Rates zu verzichten? 

 
Antwort: 

 In diesen Fällen ist nicht mehr nachvollziehbar, warum ein Bericht nicht erfolgte. 
 Durch die Änderung der Richtlinie des Rates der Stadt Gifhorn über die Abgrenzung der 

Geschäfte der laufenden Verwaltung in 2025 ist das Auftrags- und Berichtswesen grund-
legend modifiziert und verbessert worden. Nunmehr erfolgt in jedem Fachausschuss eine 
ausführliche Darstellung über alle erteilten Aufträge ab 50.000, - € Volumen. 

 
6.7.Offenbar hat der Verwaltungsvorstand einen seitens des Fachbereichs vorgesehenen 

Haushaltsansatz für die Bauunterhaltung des Mühlenmuseumsaus den Haushaltsplänen 
2023 und 2024 streichen lassen. Ist das zutreffend? Warum hat der Verwaltungsvorstand 
auf wessen Betreiben so entschieden? 

 
 Antwort: 
 Es gibt im Haushalt einen allgemeinen Ansatz für Bauunterhaltung i. H. v. derzeit 

3.000.000, - €.  
 Im Rahmen der Bearbeitung wurden die Maßnahmen im Mühlenmuseum priorisiert, be-

gonnen, abgewickelt und bezahlt. Schließlich wurde aufgrund des Umfanges entschieden 
ab 2025 einen gesonderten Betrag als eigenes Budget im Haushalt auszuweisen. 

 
6.8.War dem Bürgermeister bewusst, dass der damit gegen das Budgetrecht des Rates ver-

stößt? 
 
 Antwort: 
 Der im Sonderbericht des RPA angeführte Budgetverstoß gibt die Meinung des RPA wie-

der. Aus Sicht der Verwaltung gibt es keinen Verstoß gegen das Budgetrecht.  
 Ein Beispiel für ein vergleichbares Handeln der Verwaltung ist die Dachinstandsetzung an 

der Allerwelle. Hier ist der erste Bauabschnitt aus dem Bauunterhaltungsbudget 2025 ab-
gewickelt und bezahlt worden. Aufgrund der Höhe der angefallenen Baukosten in 2025 
(hier knapp 400.000, - €) ist in 2026 der zweite Bauabschnitt gesondert durch den Fach-
bereich 60 im Haushalt beantragt und zur Verfügung gestellt worden. 

 
7. Verstöße gegen Grundsätze der ordnungsgemäßen Buchführung 
 
7.1.Das Rechnungsprüfungsamt listet detailliert eine ganze Reihe fortwährender Verstöße 

gegen Grundsätze der ordnungsgemäßen Buchführung auf. Was sind die wesentlichen 
Gründe für die Verstöße? 
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   Antwort: 
 Bei der Aufzählung der kritisierten Fehlbuchungen handelt es sich um buchungstechni-

sche Fehler im laufenden Tagesgeschäft.  
Der Umgang mit dem komplexen Objekt Mühlenmuseum erforderte eine intensive Ab-
stimmung interner Abläufe innerhalb des Hauses, um alle exakten Abgrenzungen festzu-
legen. Darum kam es gerade in der Anfangszeit zu einer Reihe von Fehlbuchungen. Diese 
Vorgänge wurden zwischenzeitlich korrigiert. 

 
7.2.Wie bewertet der Bürgermeister diese Verstöße? 
 

Antwort: 
Die notwendigen Korrekturen wurden im laufenden Verwaltungsbetrieb vorgenommen. 
Arbeitsrechtliche Verstöße waren nicht zu erkennen. 
 

7.3.Wie stellt der Bürgermeister sicher, dass die Grundsätze der ordnungsgemäßen Buchfüh-
rung in seiner Verwaltung künftig eingehalten werden? 

 
Antwort: 
Die Grundsätze der ordnungsgemäßen Buchführung werden durch die Verwaltung einge-
halten. Dies schließt unsachgemäße Buchungen nicht zwingend aus. Der Bürgermeister 
hat die Führungskräfte sensibilisiert. Das Vier-Augen-Prinzip wird stets angewendet. 

 
8. Vertrag mit dem Betreiber des Mühlenmuseums 
 
8.1.Wer war seitens der Verwaltung für die Erarbeitung des Vertrages mit dem Betreiber des 
Mühlenmuseums zuständig? 
 

Antwort: 
 Grundsätzlich ist der Vertrag durch die Rechtanwaltskanzlei Appelhagen erstellt worden. 

Seitens der Verwaltung haben am Vertrag der BGM, die ESR´in und SBR gearbeitet. 
 
8.2.Wurde bei dessen Erstellung eine externe fachliche Beratung in Anspruch genommen und 

wenn ja, durch wen? 
 

Antwort: 
 Die Vertragserstellung wurde durch die Kanzlei Appelhagen durchgeführt und begleitet. 
 
8.3.Vertragsbestandteil ist offenbar die Verpflichtung des Betreibers, über die Vertragslauf-

zeit von 20 Jahren eigene Bau- und Unterhaltungsmaßnahmen im Umfang von 300.000 € 
durchzuführen. Auf welcher Grundlage wurde diese Summe festgesetzt? 

 
 Antwort: 
 Die Höhe der Summe ist das Verhandlungsergebnis zwischen dem Betreiber und der Ver-

waltung. 
 
8.4.Zu welchem Datum wäre die zur Absicherung der vertraglichen Investitionsverpflichtung 

in Höhe von 300.000 € zu hinterlegende Bürgschaft fällig gewesen? 
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 Antwort: 
 Ein konkretes Datum zur Stellung der Bürgschaft zur Absicherung der vertraglichen Inves-

titionsverpflichtung ist im Vertrag nicht benannt worden. 
 
8.5.Bereits am 28.03.2023 hat der Bürgermeister schriftlich gegenüber dem Betreiber den 

Verzicht auf Hinterlegung der Bürgschaft erklärt. Warum hat er diesen Verzicht erklärt? 
 
 Antwort: 
 Es wurde kein Verzicht erklärt. 
  
8.6.Auf wessen Betreiben hin hat der Bürgermeister den Verzicht auf Hinterlegung der Bürg-

schaft erklärt? 
 
 Antwort: 
 siehe vorherige Antwort 
 
8.7.In welcher Größenordnung hatte der Betreiber zu diesem Zeitpunkt bereits eigene Bau- 

und Unterhaltungsmaßnahmen vorgenommen? 
 
 Antwort: 
 Ein Nachweis über Investitionen gegenüber der Verwaltung ist bisher nicht erfolgt. 
 
8.8.Offenbar ist eine Überarbeitung des Betreibervertrages erforderlich und mündlich auch 

bereits abgesprochen. Welche Maßnahmen sind ggf. mitwelchem Zwischenergebnis sei-
tens der Verwaltung zur Überarbeitung des Betreibervertrages bisher ergriffen worden? 
Wie ist der aktuelle Stand der Verhandlungen mit dem Betreiber? 

 
 Antwort: 
 Zum jetzigen Zeitpunkt kann aus Sicht der Verwaltung keine Vertragsanpassung vorge-

nommen werden. Zur Bewertung einzelner Punkte und ggfs. Änderungsbedarfe ist zuerst 
die Eröffnung des Insolvenzverfahrens notwendig. Im Anschluss ist der durch den Insol-
venzverwalter zu erstellende Insolvenzbericht auszuwerten. Auf dieser Grundlage kann 
und muss durch die politischen Entscheidungsträger über die Fortführung oder die Kün-
digung des Betreibervertrages entschieden werden. Nur bei Weiterführung des Vertrags-
verhältnisses mit V+T ist dieser anzupassen. 

 
8.9.Auf welchen Modus der Betriebskostenabrechnung hat man sich im Vertrag geeinigt? Soll 

dieser Modus geändert werden und wenn ja, wie? 
 
 Antwort: 
 Im Vertrag ist folgendes geregelt: 
 „Der Betreiber trägt alle mit dem Betrieb des Museums, seiner Grundstücke, Gebäude 

und Anlagen anfallenden Betriebskosten, einschl. der üblicherweise der Eigentümerin / 
Erbbauberechtigten obliegenden wiederkehrenden öffentlichen Lasten und Abgaben.“ 
Da keine weiteren Regelungen im Vertrag getroffen wurden, gilt für die Abrechnung die 
Betriebskostenverordnung. Hier ist geregelt, dass die Abrechnung bis zum 31.12 des 
Folgejahres zu erfolgen hat. 
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 Änderungen im Vertrag können erst nach Beschluss der Weiterführung des Betreiberver-
trages mit V+T ausgehandelt werden. 

 
9. Zukünftige Vorgehensweise 
 
9.1.Welche konkreten Schritte werden ab jetzt unternommen, um die festgestellten Mängel 

zu beheben? Welche Lehren wurden bereits gezogen und wie spielt sich das in der Arbeit 
der Verwaltung wieder? 

 
 Antwort: 
 Die in den vorherigen Antworten genannten Schritte wurden bereits umgesetzt und wer-

den von der Verwaltung als angemessen angesehen. 
 
9.2.Gibt es einen Zeitplan für die Umsetzung dieser Schritte? 
 
 Antwort: 
 siehe vorherige Antwort 
 
9.3.Wie wird sichergestellt, dass ähnliche Mängel in Zukunft vermieden werden? 
 
 Antwort: 
 siehe vorherige Antwort 
 
10. Straf- und Zivilverfahren 
 
10.1.Welche Strafanzeigen liegen gegen die Stadt, den Rat und einzelne Verwaltungsmitglie-

der im Zusammenhang mit der Weitergabe vertraulicher Unterlagen vor und welche rich-
ten sich gegen Mitarbeitende der Stadtverwaltung? 

 
 Antwort: 
 Laut den Presseberichten hat der Bund der Steuerzahler eine Strafanzeige bei der Staats-

anwaltschaft Hildesheim gestellt. Weitere Informationen liegen der Stadt Gifhorn nicht 
vor. 

 
10.2.Welche Konsequenzen ergeben sich aus der Anzeige des Steuerzahlerbundes für die 

Fraktionen und die Ratsmitglieder? 
 
Antwort: 
siehe vorherige Antwort 

 
 
 
 
Matthias Nerlich 
Bürgermeister 


